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Vollzug der Bodenschutzgesetze; 
Altablagerung Denklingen an der Bahnhofstr., Fl. Nrn. 2522, 2524, 2523, Teilflächen, 
Gem. Denklingen – Ergebnis der orientierenden Untersuchung Ing. Büro KLING 
CONSULT Projekt-Nr. 9977a02 vom 31.07.2015 
  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
mit E-Mail vom 11.08.2015 haben Sie der Bodenschutzbehörde das o.g. Gutachten zur 
Erkundung der Altlablagerung im Rahmen des geplanten Bebauungsplanverfahrens für das 
neue Gewerbegebiet vorgelegt. 
Die zu beteiligenden Fachstellen Wasserwirtschaftsamt Weilheim (WWA WM), 
Gesundheitsamt Landsberg am Lech und der Fachkraft für Umweltschutz haben das 
Gutachten geprüft und folgende fachliche Stellungnahmen abgegeben: 
 
Zum Wirkungspfad Boden-Grundwasser teilt das WWA WM mit, das die 
altlastenverdächtige Untersuchungsfläche außerhalb von Wasserschutzgebieten, 
Überschwemmungsgebieten oder wasserwirtschaftlicher Vorranggebieten liegt. Aufgrund der 
dem WWA vorliegenden Daten ist ein Grundwasserspiegel von > 20 m unter Gelände 
anzunehmen. Grundlage für diese Annahme sind die Grundwassermessstellen „Denk039“ 
und „Denk022“ in ca. 550 m Entfernung in nordöstlicher Richtung. Nach den Ergebnissen der 
Baugrunduntersuchung wird eine ca. 4 m mächtige Auffüllung vermutet, welche ihr Zentrum 
im Bereich des Baggerschurfes „Sch 12“ zu haben scheint. Hinsichtlich der 
Untersuchungsparameter wurde PAK bis maximal 7,5 mg/kg und Blei mit bis zu 220 mg/kg 
(vgl. Anlage 4 – Übersicht der Untersuchungsergebnisse) nachgewiesen. In den Eluaten der 
entsprechenden Proben konnten allerdings keine Gehalte über der Bestimmungs-grenze 
nachgewiesen werden.  
Mit der Bewertung des Gutachters besteht aus wasserwirtschaftlicher Sicht Einverständnis. 
Da die Untersuchung eine Voruntersuchung zu der geplanten Bauleitplanung in diesem 
Bereich darstellt, werden besonders die Empfehlungen zur 
Niederschlagswasserversickerung sowie des evtl. vorbeugenden Aushubs für sinnvoll 
erachtet. Entsprechende Hinweise sollten nach Auffassung des WWA WM im 
Bebauungsplan mit aufgenommen werden.  
 
Zum Wirkungspfad Boden-Mensch wird folgendes mitgeteilt:  
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Bei der vorliegenden Altlastenerkundung  wurde nur im Hinblick auf den Wirkungspfad 
Boden – Grundwasser untersucht. Eine Aussage zum Wirkungspfad Boden – Mensch kann 
aus dem vorliegenden Bericht nicht getroffen werden, weil eine hierfür geeignete und 
standardisierte Untersuchung (Beprobungstiefen 0-10 cm, 10-35 cm) nicht durchgeführt 
wurde. 
Sollte das nordöstliche mit Schadstoff (z.B. PAK) belastete Areal aber wie beschrieben durch 
Bebauung vollständig versiegelt werden, wäre eine Belastung für den Wirkungspfad Boden – 
Mensch nicht zu befürchten. 
 
Zum weiteren Vorgehen besteht von Seiten der Bodenschutzbehörde ein grundsätzliches 
Einverständnis mit den Bewertungen des Gutachters sowie den Vorschlägen zum weiteren 
Vorgehen unter Nr. 5 des Gutachtens der BIKC Nr. 9977a 02 v. 31.07.2015. 
 
Angesichts des vom Sachverständigen empfohlenen Teilaushubes von Verfüllbereichen bis 
– 2,0 m Tiefe wird darüber hinaus vorgeschlagen, einen vollständigen Voraushub und die 
Entsorgung zu quantifizieren und hinsichtlich der Machbarkeit zu prüfen. Hierbei sollten die 
Aufwendungen in Konsequenz der nachfolgend genannten Festsetzungen und Hinweise und 
damit verbundener Risiken berücksichtigt werden. 
 
Für die Bauleitplanung kann aus Sicht der Bodenschutzbehörde davon ausgegangen 
werden, dass eine baubegleitende Bewältigung der Altlastenproblematik grundsätzlich 
erfolgen kann, wenn sichergestellt ist, dass die Erfordernisse des § 1 Abs. 6 Nr. 1  BauGB 
sowie die einschlägigen bodenschutz- und abfallrechtlichen Regeln zur Beweissicherung und 
Stoffstromkontrolle berücksichtigt werden. Hierzu sind im Bebauungsplan Festsetzungen und 
Auflagen zu formulieren, die sich an nachfolgend genannten Vorschlägen orientieren 
können. Damit die Anforderungen ausreichend genau verortet werden können, ist der 
Auffüllungsbereich mit Nr. 15.12 PlanZV zu kennzeichnen. Hierzu sind die 
Auffüllungsgrenzen zwischen Schurf 1 und Schurf 5, 4 und 3 noch genauer zu erfassen. 
 
1.         Aushubüberwachung 
Bei sämtlichen Aushubmaßnahmen ist eine fachlich qualifizierte Aushubüberwachung 
durchzuführen.  
Die Aushubüberwachung hat sich an den einschlägigen Anforderungen der TR LAGA M 20, 
die Probenahme an den Vorgaben der Mitteilung der LAGA 32 PN 98, zu orientieren. 
Bodenmaterial ist in der Regel in der Feinfraktion < 2mm zu untersuchen. 
Das in Haufwerken zwischengelagerte Aushubmaterial ist gegen Wind-, und 
Wasserverfrachtung zu sichern. 
Die Maßnahmen sind zu dokumentieren, die Dokumentation ist dem Landratsamt 
vorzulegen. 

2.         Beweissicherungsuntersuchungen 
Im Zuge der Rückbau- und Aushubüberwachung sind nach Rücksprache mit den 
zuständigen Fachstellen grundsätzlich Beweissicherungsuntersuchungen mit Anwendung 
der in der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) genannten sowie der 
für Bayern geltenden fachlichen Regeln (Anhänge 1 und 2 der BBodSchV, Merkblätter des 
(ehemaligen) Bayer. Landesamtes für Wasserwirtschaft Nr. 3.8/1, 3.8/4, 3.8/5 u. 3.8/6) 
durchzuführen, sofern signifikante Bodenkontaminationen im Aushubniveau (Aushubsohle u. 
-böschungen) nicht ausgeschlossen werden können. 
Eine verbindliche Beweissicherungspflicht besteht für Rückbau- und Aushubvorhaben im 
Bereich von in einem Bebauungsplan gekennzeichneten Altlasten- bzw. 
Altlastenverdachtsflächen. 
Des Weiteren besteht eine verbindliche Beweissicherungspflicht im Lage- und hydraulischen 
Einwirkbereich von Entwässerungseinrichtungen, wie z.B. Rigolenanlagen und 
Sickerschächten. Derartige Anlagen sind nur in Bereichen zulässig, in denen die Einhaltung 



der Vorsorgewerte der BBodSchV (Z 0-Werte der TR LAGA M 20 in der Fraktion < 2mm) 
dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim vorab nachgewiesen werden. 

3.        Verwertungs- und Entsorgungsmaßnahmen 
Verwertungs- und Entsorgungsmaßnahmen von Bodenaushub und Bauschutt sind nach 
Vorlage der Ergebnisse der Aushub- und Rückbauüberwachung mit dem Landratsamt 
Landsberg am Lech abzustimmen. Verwertungsmaßnahmen innerhalb und im Umfeld des 
Baufeldes sind grundsätzlich nur bei Einhaltung des Zuordnungswertes Z 0 nach TR LAGA 
M 20 bzw. bis zur Einbauklasse Z 0 zulässig. Ausnahmen hiervon sind mit dem 
Wasserwirtschaftsamt Weilheim und Landratsamt Landsberg am Lech abzustimmen. 

4.    Bodenkontaminationen 
Von der Aushubüberwachung festgestellte Bodenkontaminationen sind gem. § 4 Abs. 2 - 4 
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) im Bereich von 
Sanierungsschwellwertüberschreitungen in Abstimmung mit den zuständigen Behörden 
abzugrenzen, zu sanieren oder zu sichern. 

5.    Bodenluft 
Soweit vom Sachverständigen Belastungen der Bodenluft (LHKW, BTEX, 
Deponiegashauptkomponenten) nicht ausgeschlossen werden können, sind in Abstimmung 
mit den Fachbehörden Bodenluftuntersuchungen vorzunehmen, deren Ergebnisse bauliche 
Schutzmaßnahmen erforderlich machen können. 

6.     Anforderungen bei sensiblen Flächennutzungen 
Bei Flächen, wie Altlastenverdachtsflächen, Auffüllungen etc., bei denen eine, bzgl. des 
Wirkungspfades Boden – Mensch, sensible Nutzung z.B. durch Spiel-, Freizeit- und 
Gartennutzung nicht ausgeschlossen werden kann, oder bei denen sich eine entsprechend 
sensible Nutzung im Laufe der Zeit einstellt, ist bei Spiel-, Freizeitnutzung eine mindestens 
0,35 m, bei Nutzgartennutzung eine 0,60 m mächtige Deckschicht aus unbelastetem 
Bodenmaterial nachzuweisen, oder eine potentielle Gefährdung ist durch geeignete 
Maßnahmen zur Nutzungseinschränkung zu verhindern.  
Dieser Nachweis kann durch eine Oberbodenuntersuchung der in der Bundes-Bodenschutz- 
und Altlastenverordnung (BBodSchV) einschlägigen Untersuchungsbereiche mit Nachweis 
der Einhaltung der Prüf-/Vorsorgewerte der BBodSchV oder durch einen hinsichtlich 
Bodenbelastungen aussagekräftigen Herkunftsnachweis vom Einbaumaterial mit 
Überwachung und Dokumentation durch den Gutachter erfolgen. 
Die Nachweise/Dokumentationen sind dem Landratsamt Landsberg am Lech vorzulegen. 
 
Hinweise 
 
1. Bei Arbeiten im Bereich von Altablagerungen sind die „Richtlinien für Arbeiten in 
kontaminierten Bereichen“, der Tiefbau Berufsgenossenschaft, BGR 128 sowie die „Technischen 
Regeln für Gefahrstoffe TRGS 524“ zu beachten. 

2. Name, Adresse und Erreichbarkeit des mit den Überwachungsmaßnahmen beauftragten 
Sachverständigen sowie der Beginn der Arbeiten ist dem Landratsamt Landsberg am Lech 
mindestens eine Woche vorher mitzuteilen. 

3. Bei Feststellung von Auffälligkeiten bei der Aushubüberwachung ist das Landratsamt 
Landsberg am Lech zu informieren, ggf. ist das weitere Vorgehen abzustimmen. 

4. Sämtliche Verwertungsmaßnahmen sind entsprechend den Vorgaben der TR LAGA M 20 Nr. 
II 1.2.4 sowie 1.4.4 zu dokumentieren. Die Dokumentation ist dem Landratsamt Landsberg am Lech 
nach Abschluss der Maßnahme vorzulegen.  Die einschlägigen Nachweispflichten bzgl. Verwertungs- 
und Entsorgungsmaßnahmen sind zu beachten (Nachweisverordnung – NachwV i. d. aktuellen 
Fassung). 



5. Bei Arbeiten im Bereich eines Bebauungsplanes sollten die wesentlichen Inhalte der o. a. 
Dokumentation nach Möglichkeit als Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen werden. 

Des Weiteren sind sämtliche Maßnahmen in einem Abschlussbericht textlich und fotografisch zu 
dokumentieren. Die Dokumentation ist dem Landratsamt Landsberg am Lech vorzulegen. 
Der beauftragte Sachverständige ist dem Landratsamt Landsberg am Lech vorab zu benennen. 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Gulewitsch 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

  

 


